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heit des Landesbeirats „PROSA – Pro 
Sicherheit im Alter“ positiv beurteilt 
wird. Diesen Beirat hatte die Landesre-
gierung im Dezember 2005 eingesetzt, 
um einerseits zu verdeutlichen, dass dem 
Thema Alterssicherheit auch in Baden-
Württemberg große Bedeutung beige-
messen wird und zum anderen, um mit 
eigenen Ideen mitzuhelfen, dass die Zahl 
der Menschen, die zusätzlich für das 
Alter vorsorgen, ansteigt.

Dem Landesbeirat gehörten neben drei 
namhaften Professoren Vertreter ver-
schiedener Ministerien und Institutio-
nen an, die sich mit dem Thema Alters-
vorsorge in besonderem Maße beschäf-
tigen. Zu diesen Institutionen gehörte 
auch die aba. Der Landesbeirat hat einen 
bundesweit beachteten Abschlussbericht 
vorgelegt, der den Titel trägt „Für mehr 
Dynamik im bewährten System“ (der 
Bericht ist abrufbar im Internet: www.
sozialministerium-bw.de). Neben einer 
Beschreibung der aktuellen Rahmenbe-
dingungen zur Altersvorsorge und Ver-
besserungsmöglichkeiten enthält der 
Bericht – und dies ist nicht nur für die 
Politik von besonderem Interesse – eben-
falls allgemeine sowie konkrete Hand-
lungsempfehlungen.

Hinsichtlich der allgemeinen Empfeh-
lungen sind zwei Feststellungen beson-
ders hervorzuheben. Zum einen: das 
bestehende Drei-Säulensystem der 
Alterssicherung in Deutschland ist geeig-
net, um auch in Zukunft Alterssicherheit 
gewährleisten zu können. Zum anderen: 
In Deutschland gibt es noch ein großes 
Potenzial sowohl für die betriebliche 
als auch für die private Altersvorsorge. 
In anderen Worten ausgedrückt bedeu-
tet dies, dass es im Bereich der Alters-
sicherung nicht eines grundlegenden 
Systemwechsels bedarf, notwendig ist 
allerdings mehr Dynamik. Um dieses 
Mehr an Dynamik zu erreichen, wurden 
vom Beirat sodann auf der Basis von 
Leitlinien eine Reihe konkreter Hand-
lungsempfehlungen entwickelt. Diese 
sind Teil einer Gesamtstrategie mit drei 
Schwerpunkten. Erstens: Durchführung 
einer umfassenden Informationskampa-
gne. Zweitens: Baden-Württemberg als 
Motor bei der Stärkung der betrieblichen 
Altersversorgung und schließlich drit-
tens: Starten einer Initiative für mehr 
Dynamik in der staatlich geförderten 
privaten Altersvorsorge.

Die Landesregierung Baden-Würt-
temberg hat sich ausführlich mit dem 
Bericht des Landesbeirats in ihrer Sitzung 
am 24.7.2007 beschäftigt. Dabei wurde 
nicht nur über die mögliche Umset-
zung der vorgeschlagenen Empfehlun-
gen gesprochen, sondern zugleich der 
Beschluss gefasst, sich für die Fortfüh-
rung der Sozialversicherungsfreiheit bei 
Entgeltumwandlung über das Jahr 2008 

hinaus einzusetzen. Der Fortführung der 
seitherigen Regelung wurde unter ande-
rem deshalb besondere Bedeutung beige-
messen, weil vermutet wurde, dass in der 
vorher bestehenden Befristung bis Ende 
2008 der Grund dafür zu sehen war, dass 
sich das Wachstum der betrieblichen 
Altersvorsorge zuletzt abgeschwächt hat-
te. Die statistischen Auswertungen in 
den nächsten Jahren werden zeigen, ob 
sich diese Vermutung als richtig erweist. 
Im Übrigen bleiben zukünftige statisti-
sche Erhebungen auch hinsichtlich der 
Umsetzung der weiteren vom Landes-
beirat vorgeschlagenen Maßnahmen zur 
Stärkung der betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge abzuwarten. Dies gilt ins-
besondere vor dem Hintergrund, dass 
die erst vor kurzem beschlossenen oben 
genannten Gesetze ihre volle Wirkung 
noch nicht entfaltet haben.

Information – der Schlüssel für mehr 
Sicherheit im Alter

Aus Sicht der Landesregierung ist der 
Fokus dementsprechend zunächst auf 
die Durchführung einer umfassenden 
Informationskampagne in Baden-Würt-
temberg zu legen. Gerade in einem 
Alterssicherungssystem, das erst seit 
wenigen Jahren verstärkt auf mehr 
Eigenverantwortung der Menschen für 
ihre Altersvorsorge setzt, ist das Vermit-
teln, das eine Vorsorgenotwendigkeit 
besteht, von größter Bedeutung. Dane-
ben müssen die Menschen aber auch 
in der Lage sein, die für sie richtige 
Form der Altersvorsorge zu erkennen. 
Notwendig sind demzufolge ebenfalls 
Informationen über die derzeitigen Vor-
sorgemöglichkeiten und ihre jeweiligen 
Vor- und Nachteile.

Was wurde gemacht?

Genau diese „notwendigen“ Informati-
onen erhalten die Menschen in Baden-
Württemberg zwischenzeitlich in drei 
sogenannten „Servicezentren für Alters-
vorsorge“, die räumlich an bereits beste-
hende Regionalzentren der Deutschen 
Rentenversicherung Baden-Württemberg 
angegliedert wurden. Mit der Eröffnung 
dieser Servicezentren Mitte September 
2008 in den Pilotregionen Mannheim, 
Ravensburg und Stuttgart wurde eine 
wesentliche Handlungsempfehlung des 
Landesbeirats umgesetzt. Dieser hatte 
die Deutsche Rentenversicherung Baden-
Württemberg darin bestärkt, neben ihrer 
Funktion als Anlaufstelle für alle Fragen 
rund um die gesetzliche Rente ihre Funk-
tion als Informationsstelle für zusätzli-
che Altersvorsorge stärker in den Blick-
punkt zu rücken.

Die Reaktion der Menschen auf dieses 
neue Angebot, das im Übrigen kostenlos 
ist, ist sehr positiv. Im Zeitraum vom 
15.9.2008 bis 31.3.2009 wurden insge-

samt 556 Informationsgespräche durch-
geführt, bei denen die durchschnittli-
che Gesprächsdauer bei rund eineinhalb 
Stunden lag. Diese hohe Resonanz dürf-
te insbesondere darauf zurückzuführen 
sein, dass die Deutsche Rentenversiche-
rung Baden-Württemberg mehrere Versi-
chertenjahrgänge mittels eines besonde-
ren Anschreibens auf die neu errichteten 
Servicezentren für Altersvorsorge hin-
gewiesen hat. Erfreulich und besonders 
erwähnenswert ist in diesem Zusam-
menhang, dass sich auf Anfrage auch 
die Deutsche Rentenversicherung Bund 
an diesen Anschreibeaktionen beteiligt 
hat. Dadurch konnten deutlich mehr 
Versicherte erreicht werden.

Was bleibt zu tun?

Neben diesen Anschreibeaktionen, die 
fortgesetzt werden sollen, wird darü-
ber hinaus auch an weitere Aktionen 
gedacht. Diese sollen allerdings stärker 
zielgruppenorientiert ausgerichtet sein. 
Ziel ist es, Personengruppen zu errei-
chen, die bisher eher zurückhaltend auf 
das neue Angebot der Deutschen Ren-
tenversicherung reagiert haben. Dabei 
sollen auch durchaus neue, eher unge-
wöhnliche Wege beschritten werden. 
Beispielhaft sei die Idee der Teilnahme 
an der nächsten Landesgartenschau in 
Villingen-Schwenningen im Jahr 2010 
erwähnt. Denkbar ist hierbei ein „Tag der 
Altersvorsorge“, der speziell auf Familien 
abgestimmt ist.

Während auf der Landesgartenschau 
der Schwerpunkt eher auf der gesetz-
lichen Rentenversicherung und der 
staatlich geförderten privaten Altersvor-
sorge liegen wird, soll die betriebliche 
Altersversorgung auf einer hochrangig 
besetzten Fachkonferenz in Stuttgart am 
19.11.2009 stärker in den Blickpunkt 
der Öffentlichkeit gerückt werden. Vor-
gesehen für die Eröffnungsrede ist Herr 
Ministerpräsident Günther H. Oettinger.

Darüber hinaus gehen weitere Überle-
gungen in die Richtung, verschiedene 
Vortragsreihen über das Thema Alters-
vorsorge direkt in den Betrieben durch-
zuführen.

Die Liste an Aktivitäten ließe sich noch 
fortsetzen. Sie zeigt, wie viel Bewegung 
in diesem Thema ist. Sie zeigt aber auch, 
wie viel noch zu tun bleibt. Die Landes-
regierung ist bereit, ihren Beitrag dazu zu 
leisten, damit in Baden-Württemberg der 
Slogan gilt: Altersvorsorge? Aber sicher!

Dr. Monika Stolz MdL
Ministerin für Arbeit und Soziales

in Baden-Württemberg
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Noch befindet sich die Bundesrepublik 
in der tiefsten Rezession der Geschich-
te. Doch die Anzeichen für eine Kon-
junkturwende verdichten sich. Die Auf-
tragseingänge der deutschen Industrie 
und die Industrieproduktion sind im 
Mai gegenüber dem Vormonat kräftig 
gestiegen. Die exportlastige deutsche 
Wirtschaft profitiert vom beschleunig-
ten Wachstum in China und anderen 
asiatischen Staaten. Der Abschwung - im 
ersten Quartal minus 3,8 Prozent - habe 
an Tempo verloren, heißt es im Monats-
bericht des Bundesfinanzministeriums 
für Juli. Viele Anzeichen deuteten sogar 
darauf hin, „dass die konjunkturelle Tal-
fahrt in einigen Wirtschaftsbereichen 
sogar schon zum Stillstand gekommen 
sein könnte“. Der weltweite Vertrau-
ensschock verliere an Wirkung, schreibt 
auch die Bundesbank in ihrem aktuellen 
Monatsbericht. Die Produktion dürfte 
im zweiten Quartal nur noch leicht 
zurückgegangen sein. Die niedrige Infla-
tion, die Abwrackprämie und Steuer-
entlastung hätten dafür gesorgt, dass 
die Verbraucher in den vergangenen 
Monaten mehr Geld ausgegeben haben, 
als von Ökonomen erwartet worden war. 
Im Bundeswirtschaftsministerium gibt 
es sogar die Hoffnung, dass es schon im 
zweiten Quartal eine „schwarze Null“ 
gegeben haben könnte.  

Die wichtigsten Branchen beurteilen 
ihre Situation unterschiedlich. Während 
im Maschinen- und Anlagenbau, dem 
Herzstück der deutschen Industrie, die 
Bestellungen im Mai noch unter denen 
vom April lagen, macht sich in der 
IT-Branche und der chemischen Indus-
trie vorsichtiger Optimismus breit. Die 
Stahlindustrie gibt sich noch zurückhal-
tend, doch einige Unternehmen fahren 
ihre Hochöfen wieder hoch.

Das Statistische Bundesamt will eine ers-
te Schätzung des Bruttoinlandsprodukts 
im zweiten Quartal 2009 Mitte August 
vorlegen. 

Die große Koalition hat im Jahr 2007 
das Renteneintrittsalter von bis dahin 65 
auf 67 Jahre angehoben. Durchgedrückt 
hat diese Änderung, die Beitragszahler 
und Rentenkassen entlasten soll, SPD-
Parteichef Franz Müntefering in seiner 
Zeit als Arbeitsminister der Regierung 
Angela Merkel (CDU). Doch gerade bei 

Grund für die Mehrausgaben sind, wie 
dem Bericht zu entnehmen ist, vor 
allem höhere Ausgaben in der Arbeits-
losenversicherung und im System der 
Grundsicherung sowie Leistungsverbes-
serungen in der Renten-, Kranken- und 
Pflegeversicherung.

Die Bundesregierung wertet den Anstieg 
als Beweis für ein funktionierendes Sozi-
alsystem. Bundessozialminister Olaf 
Scholz (SPD) sagte nach der Verabschie-
dung im Kabinett: „In der Krise beweist 
der deutsche Sozialstaat seine Leistungs-
fähigkeit, egal, ob es um Rente oder Pfle-
ge, um berufliche Weiterbildung oder 
Familienleistungen geht.“ Deutschland 
sei einer der leistungsfähigsten Sozial-
staaten der Welt.

DIE WELT kommentierte den Sozialbe-
richt am 16. Juli: „Es ist ein Dilemma 
des Sozialstaats, dass er in erster Linie 
ein versichernder, ein nachträglich ein-
greifender, abfedernder und nachsor-
gender ist. In gewisser Weise stabilisiert 
er das Drittel der Bedürftigen in ihrer 
Bedürftigkeit. Es ist freilich auch – siehe 
Skandinavien – ein Sozialstaat denkbar, 
der investiv tätig ist und vor allem für 
Zukunft und Chancen Gelder fließen 
lässt.“ 

Am selben Tag konstatierte die Süddeut-
sche Zeitung, wer in den Zahlen des 
Sozialbudgets 2009 eine neue Großzü-
gigkeit des Staates vermute, liege falsch: 
„Es ist vor allem die Konjunktur, die die 
Ausgaben steigen lässt. Deshalb wäre 
auch der Ruf nach Kürzungen, der jetzt 
zu erwarten ist, fragwürdig. Gleichwohl 
lohnte sich die Frage, ob das deutsche 
Modell des Sozialstaats für die nächsten 
Jahrzehnte tragfähig ist. Bisher schützt 
es zwar die meisten Menschen ganz pas-
sabel gegen die finanziellen Folgen von 
Alter und Krankheit. Doch das Modell 
der fünfziger Jahre taugt schlecht für 
eine Gesellschaft, in der die beruflichen 
Lebensläufe vieler Menschen Brüche 
aufweisen und Chancen so ungleich 
verteilt sind. Mehr als bisher muss die 
Sozialpolitik begreifen, dass nicht nur 
die Renten im Alter sicher sein müssen, 
sondern auch die Bildung der Jungen.“ 

Nach der nächsten Bundestagswahl müs-
se die neue Regierung umsteuern, forder-
ten - ebenfalls am 16. Juli - die Stuttgar-
ter Nachrichten: „Wenn ein Ende der 
konjunkturellen Durststrecke absehbar 
ist, sind Reformen im Sozialsystem über-
fällig. Vor allem bei der Arbeitslosenver-
sicherung laufen die Ausgaben aus dem 
Ruder. Nichts gegen Umverteilung: der 
Staat muss aber handlungsfähig bleiben. 
In guten Zeiten muss er mehr Geld für 
Forschung und andere Zukunftsaufga-
ben haben. Und er muss sich das Pulver 
trocken halten für schlechte Zeiten, das 
hat die Krise gezeigt.“

den Sozialdemokraten gibt es angesichts 
der schlechten Umfrageergebnisse vor 
der Bundestagswahl heftigen Wider-
stand gegen diese Reform, die von den 
Gewerkschaften unterstützt wird. 

In diese Diskussion hat sich die Bundes-
bank eingeschaltet. In ihrem Monats-
bericht für Juli warnt sie nicht nur vor 
einer Rücknahme der früheren Beschlüs-
se, sondern fordert wegen der starken 
Alterung der deutschen Gesellschaft 
eine grundlegende Rentenreform. Weil 
die Deutschen immer älter würden und 
damit weniger Menschen mit ihrem Ein-
kommen die Altersbezüge erwirtschafte-
ten, solle das Renteneintrittsalter künftig 
an die Lebenserwartung gekoppelt wer-
den, schreiben die Experten der Bun-
desbank. Wollte man das Verhältnis von 
Ruheständlern und aktiven Arbeitneh-
mern auf dem heutigen Niveau halten, 
müssten die Menschen ab dem Jahr 2060 
bis zur Vollendung des 69. Lebensjahres 
arbeiten. Übereinstimmend haben Uni-
on und SPD die Überlegungen der Bun-
desbank als „Unsinn“ und „Quatsch“ 
zurückgewiesen. 

DIE WELT dagegen meint, die Bun-
desbanker hätten recht, und sie kom-
mentierte am 21. Juli: „Zu eindeutig 
sind die Fakten: Die Zahl der Bundes-
bürger im erwerbsfähigen Alter sinkt 
unaufhaltsam, und die Lebenserwartung 
steigt. Soll eine auskömmliche Renten-
höhe garantiert und die junge Genera-
tion nicht über Gebühr belastet werden, 
bleibt daher nur die Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit. Auch die vorgeschla-
gene Indexierung des Rentenalters an 
der Lebenserwartung der Gesellschaft ist 
sinnvoll. Nicht nur, weil auf diese Weise 
eine sachliche Notwendigkeit dem emo-
tional aufgewühlten öffentlichen Dis-
kurs entzogen würde. Die Indexierung 
könnte den chronisch überalteten Volks-
parteien auch manch innere Zerreiß-
probe ersparen. Vor allem aber würde 
eine solche Regelung ein gewisses Maß 
an Verlässlichkeit bringen. Und die ist 
bei der Rente das Wichtigste – für Jung 
und Alt.“

Die staatlichen Ausgaben für Rente, 
Arbeitslosigkeit, Gesundheit, Pflege und 
Familienpolitik werden in diesem Jahr 
um knapp 33 Milliarden Euro auf 754 
Milliarden Euro steigen. Im vergange-
nen Jahr lagen sie bei 721 Milliarden 
Euro. Der Anteil der Sozialausgaben am 
Bruttosozialprodukt nähert sich damit 
dem bisherigen Höchstwert von 32,3 
Prozent, der im Jahr 2003 erreicht wur-
de. In diesem Jahr rechnet die Regierung 
mit einem Anstieg der Sozialleistungs-
quote auf 31,9 Prozent, 2010 erwartet 
sie den Rekordwert von 32,4 Prozent. 
Diese Zahlen gehen aus dem Sozialbe-
richt 2009 hervor, den das Bundeska-
binett am 15. Juli verabschiedet hat. 
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Sozialminister Scholz verknüpfte den 
Bericht mit einem Vorschlag für einen 
konjunkturunabhängigen Beitragssatz 
zur Arbeitslosenversicherung, „den wir 
dann in guten wie in schlechten Zeiten 
durchhalten“. Hintergrund für die For-
derung ist die Debatte um die Höhe des 
Beitragssatzes vom Jahr 2011 an. Dann 
soll er von 2,8 auf drei Prozent steigen. 
Bliebe es dabei, würde die Agentur für 
Arbeit nach eigenen Berechnungen bis 
zum Jahr 2013 einen Schuldenberg von 
rund 15 Milliarden Euro auftürmen. 
Diese Summe müsse der Bund vorstre-
cken. Dazu merkte die Financial Times 
Deutschland am 16. Juli an: „Scholz’ 
Vorschlag hat nur einen Haken: Er geht 
davon aus, dass die jeweilige Bundes-
regierung tatsächlich der Versuchung 
widersteht, auf den Finanzpuffer der BA 
zuzugreifen. Wie fraglich das ist, beweist 
niemand besser als er selbst. Der Vor-
stoß kommt ausgerechnet von einem 
Minister, der das Grundprinzip für die 
Reform der Beitragssätze bereits zweimal 
aufs Gröbste verletzt hat: bei der Rente. 
Im vergangenen Jahr sorgte Scholz dafür, 
dass der Riesterfaktor im Rentensystem 
ausgesetzt wurde. Dieser war ursprüng-
lich eingeführt worden, um den jährli-
chen Rentenanstieg zu begrenzen. Und 
erst vor wenigen Wochen setzte Scholz 
die umstrittene Rentengarantie durch. 
Beides sind kurzfristige, rein politisch 
motivierte Maßnahmen, die genau das 
verhindern, was Scholz bei der Arbeitslo-
senversicherung nun angeblich schaffen 
will: Stetigkeit und Verlässlichkeit. Bei-
des könnte die deutsche Sozialpolitik gut 
gebrauchen – nicht aber einen sicheren 
Geldtopf für Scholz.“ 

Nach wie vor klagt die deutsche Wirt-
schaft über eine Kreditklemme. Anfang 
Juni hat der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag (DIHK) darum mehr 
als 20.000 Unternehmen befragt. In dem 
am 13. Juni veröffentlichten Bericht 
heißt es: „In wichtigen Bereichen der 
Wirtschaft graben sich Finanzierungs-
probleme immer tiefer ein.“ Vor allem 
große Unternehmen mit mehr als 1.000 
Beschäftigten klagten über schlechtere 
Kreditkonditionen. „Die Liquiditätseng-
pässe bedrohen zunehmend die Exis-
tenz von Unternehmen – und auch die 
Vorfinanzierung neuer Aufträge“, sag-
te DIHK-Präsident Hans Heinrich Drift-
mann. „Das gefährdet einen möglichen 
Aufschwung.“ 

Obwohl immer mehr Unternehmen sich 
über die restriktive Kreditvergabe der 
Banken und Sparkassen beschwerten, 
wiesen diese die Anschuldigungen, die 
auch von der Politik erhoben wurden, 
entschieden zurück. Daraufhin schrieb 
Bundesfinanzminister Peer Steinbrück 
(SPD) den Banken und Sparkassen am 
13. Juli einen vierseitigen Brief, in dem 
er detailliert auflistete, was die Bundesre-

gierung und die Europäische Zentralbank 
alles getan haben, um die Finanzbranche 
in der Krise zu stabilisieren und die 
Kreditvergabe wieder anzukurbeln. „Ich 
haben Ihnen das ganze Bild gezeichnet, 
um Ihnen zu verdeutlichen, dass nicht 
nur ich, sondern alle Bürgerinnen und 
Bürger in Deutschland für diese (Vor-)
Leistungen eine Gegenleistung erwar-
ten“, mahnte Steinbrück. „Anders for-
muliert: Ich knüpfe daran die konkrete 
Erwartung, dass die Kreditinstitute Kre-
dite zu vernünftigen Konditionen an die 
Unternehmen ausgeben.“ Er werde es 
nicht bei Appellen belassen. „Ich werde 
die Entwicklung bei der Kreditvergabe 
im Auge behalten, mir berichten lassen 
und mich vor diesem Hintergrund eng 
mit der Bundesbank beraten.“

Im Vergleich zum ersten Quartal 2008 
habe der Kreditbestand im laufenden 
Jahr sogar zugelegt, konterte der Bun-
desverband deutscher Banken (BdB). Der 
Verband vertusche die Kreditklemme, 
schrieb die Financial Times Deutsch-
land (FTD) am 17. Juli, denn er zähle 
auch die Kredite an Investmentfonds, 
Versicherungen oder Finanzleasingge-
sellschaften mit. Auf Grundlage von 
Bundesbankdaten rechnete die FTD aus, 
dass die Kredite an Firmen und Selbst-
ständige außerhalb der Finanzbranche 
zwischen Januar und März 2009 um 
insgesamt 2,7 Milliarden Euro gesunken 
sind. In der Realwirtschaft komme also 
weniger Geld als zuvor tatsächlich an, 
heißt es in einem Kommentar: „Was auf 
den ersten Blick wie ein kleiner Rechen-
fehler wirken mag, ist in Wahrheit von 
enormer Sprengkraft. In Berlin kämpfen 
Unternehmens- und Bankenverbände 
seit Monaten um die Deutung in Sachen 
Kreditversorgung. Und mittendrin sitzt 
die Politik, die nicht weiß, ob sie nun 
etwas gegen eine Kreditklemme tun 
soll. Selbst wer es gut mit den Banken 
meint, muss daher feststellen, dass sich 
die Banken mit der Verschleierung der 
tatsächlichen Zahlen keinen Gefallen 
getan haben. Ihr ohnehin angekratztes 
öffentliches Image wird dadurch noch 
stärker ramponiert, ihre Glaubwürdig-
keit weiter untergraben. Angesichts der 
Milliardenhilfe mit Steuergeld ist eine 
ehrliche Beschreibung der tatsächlichen 
Situation das mindeste, was die Öffent-
lichkeit von den Instituten verlangen 
kann. Sollte die Branche darauf gesetzt 
haben, die Verantwortung für die offen-
bar schleppende Kreditversorgung abzu-
wälzen, dürfte sie nun das Gegenteil 
erreicht haben. Die Politik kann nun 
noch leichter auf die Banken zeigen. So 
erspart sie sich, ausgerechnet im Wahl-
kampf über eigene Fehler bei der Krisen-
bekämpfung reden zu müssen – etwa 
über die mangelnde Kapitalausstattung 
der Banken, den Verzicht auf Stresstests 
nach US-Vorbild oder das halbgare Bad-
Bank-Gesetz.“

Falls alle bisherigen Anstrengungen 
der Bundesregierung keine Besserung 
brächten, werde die Koalition ein neu-
es Treffen mit Bankenvertretern ein-
berufen, sagte Bundeskanzlerin Angela 
Merkel im ARD-Sommerinterview am 
20.  Juli. Finanzminister Peer Steinbrück 
hat bereits den 1. September für ein 
Treffen mit Vertretern der Banken und 
verschiedener Wirtschaftsorganisatio-
nen eingeplant.

Heftig dementiert wird in Berlin, dass die 
Bundesregierung  im Kampf gegen die 
Wirtschaftskrise über einen Kurswech-
sel nachdenkt und den Banken – nach 
Vorbild der USA und Großbritanniens 
– staatliche Hilfen aufzwingen will, um 
so ein Austrocknen der Kreditmärkte im 
Herbst zu verhindern. Die Bundesregie-
rung werde weiterhin auf Freiwilligkeit 
setzen, erklärten Kanzleramt, Finanz- 
und Wirtschaftsministerium.

Die Insolvenzwelle treibt den Beitrag für 
den Pensions-Sicherungs-Verein (PSVaG) 
von 1,8 Promille im vergangenen Jahr 
auf voraussichtlich 13,5 Promille für 
2009. Das erklärte der PSV-Vorstands-
vorsitzende Martin Hoppenrath auf der 
Mitgliederversammlung am 1. Juli in 
Köln. Im ersten Halbjahr verzeichnet 
der PSV 463 Insolvenzverfahren; im 
Vorjahreszeitraum waren es 261. Der 
PSV erwartet einen Leistungsaufwand 
von fast vier Milliarden Euro gegen-
über knapp 140 Millionen Euro im Jahr 
2008. Größter Einzelschaden ist bis jetzt 
die Arcandor-Insolvenz, die den PSV 
in Milliardenhöhe belasten werde, so 
Hoppenrath.

Arcandor hatte Ende 2008 rund 985 
Millionen Euro an Pensionsrückstellun-
gen in der Bilanz und daneben seit 2002 
Vermögen im Wert von 2,1 Milliar-
den Euro an eine Treuhandgesellschaft 
(CTA) übertragen. Doch nur etwa ein 
Drittel dieses CTA-Vermögens besteht 
aus Bank- und Fondsanlagen, der größ-
te Teil ist bei Arcandor angelegt – und 
damit wahrscheinlich zumindest zum 
Teil verloren.

Dieses Vermögen steht dem PSV zu. Die 
Anteile der nicht in Insolvenz gehenden 
Bereiche von Arcandor müssen  heraus-
gerechnet werden. Da bleiben – nomi-
nal – vielleicht 1,5 Milliarden Euro. 
Experten sagen, der wirkliche Wert sei 
erheblich niedriger.
 
Opel, dessen Zukunft noch ungewiss ist, 
werde den Pensions-Sicherungs-Verein 
nicht belasten, sagte der Betriebsrats-
vorsitzende Klaus Franz auf einer Veran-
staltung des Frankfurter Presseclubs am 
1.  Juli. „Die Pensionslasten übernimmt 
der Käufer von Opel,“ versprach er.


